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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes 
— Drucksachen 10/2885, 10/5656 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung: 

„Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen (Abfallbeseitigungsgesetz)". 

Begründung 

Wichtigste Aufgabe der Abfallgesetzgebung ist es heute, die 
rechthchen Grundlagen für den Übergang von der 
Abfallbeseitigung zu einer umweltverträglichen Abfallwirt- 
schaft zu schaffen. Dazu ist eine klare Zielsetzung notwendig. 
Sowohl die Aufgabenstellung als auch die Prioritätenfolge soll- 
ten deshalb schon in der Überschrift des Gesetzes zum Aus- 
druck kommen. 

2. Zu Artikel 1 § 1 

Das Wort „Entsorgung" wird jeweüs gestrichen und wieder 
durch das Wort „Beseitigung" bzw. „Verwertimg" ersetzt, ent- 
sprechend der jeweüigen inhalthchen Veränderung in den 
betreffenden Paragraphen. 

Begründung 

Begriffliche Klarheit ist notwendige Voraussetzung für recht- 
hche Klarheit und diese wiederum unerläßhch für den prak- 
tischen Vollzug. Der neueingeführte Begriff „Entsorgung" wird 
dieser Anforderung nicht gerecht. Er umfaßt Verwertung und 
Beseitigung gleichermaßen und stellt beides damit auf dieselbe 
Stufe. Dies widerspricht jedoch den abfallpolitischen Zielen, 
wonach Verwertung künftig Vorrang vor der Beseitigung 
haben soll (vgl. § 3 Abs. 2). 

Da bisher der Begriff „Entsorgung" im Abfallrecht nicht exi- 
stiert, wäre eine Flut von Folgeänderungen erforderhch (siehe 
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Stellungnahme des BMI vom 2. April 1986), und zwar sowohl in 
Bundesgesetzen als auch in Landesgesetzen, Verordnungen, 
Erlassen, Ausführungsbestimmungen sowie in zehntausenden 
von kommunalen Satzungen. Mit dem Verzicht auf den 
unscharfen Begriff „Entsorgung" würde dieser bürokratische 
und gesetzgeberische Aufwand vermieden. 

3. Artikel 1 § 2 erhält folgende Fassung: 

.§2 

Grundsätze der Abfallwirtschaft 

(1) 1. Die Entstehung von Abfällen ist zu vermeiden, soweit 

dies technisch möghch ist und der Aufwand nicht 
außer Verhältnis zu dem damit verfolgten Zweck steht 
(Abfallvermeidung) . 

2. Unvermeidbare Abfälle sind weitestgehend in den 
Stoffkreislauf zurückzuführen (Abfallverwertung). 

3. Nicht verwertbare Abfälle sind so zu beseitigen, daß 
Gefahren für die Umwelt und das Wohl der Allge- 
meinheit vermieden werden und dem Entstehen sol- 
cher Gefahren vorgebeugt wird (Abfallbeseitigung). 

(2) Die stoffliche Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor 
der Energieerzeugung aus Abfällen. Die Verbrennung von 
Abfällen ist Teil der Abfallbeseitigung. 

(3) Die Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes und der aufgrand des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
erlassenen Rechtsvorschriften , die der Vermeidung von Abfäl- 
len durch den Einsatz reststoffarmer Verfahren oder durch 
Verwertung von Reststoffen dienen, sowie weitergehende 
landesrechüiche Vorschriften bleiben unberührt. 

(4) Abfälle sind nach verwertbaren und zu beseitigenden 
Stoffen getrennt einzusammeln, zu befördern, zu behandeln, zu 
lagern oder abzulagern, soweit dies zur Verwertung oder 
schadlosen Beseitigung erforderhch ist. Die Rahmenbedingun- 
gen dafür werden in einer technischen Anleitung zur Behand- 
lung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen (TA-Abfall) 
festgelegt. 

(5) Abfälle sind so zu beseitigen, daß das Wohl der Allge- 
meinheit nicht beeinträchtigt wird, insbesondere nicht 
dadurch, daß 

1. die Gesundheit der Menschen gefährdet und ihr Wohl- 
befinden beeinträchtigt, 

2. Nutztiere, Vögel, Wüd und Fische gefährdet, 

3. Gewässer, Boden und Nutzpflanzen schädlich beeinflußt, 

4. schädhche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini- 
gungen oder Lärm herbeigeführt, 

5. die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sowie des Städtebaus nicht gewahrt oder 
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6. sonst die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet 
oder gestört werden. 

Die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Landes- 
Planung sind zu beachten. 

(6) An die Beseitigung von Abfällen aus gewerbhchen oder 
sonstigen wirtschafthchen Unternehmen oder öffenthchen Ein- 
richtungen, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge in beson- 
derem Maße gesundheits-, luft- oder wassergefährdend, explo- 
sibel oder brennbar sind oder Erreger übertragbarer Krankhei- 
ten enthalten oder hervorbringen können, sind nach Maßgabe 
dieses Gesetzes zusätzhch Anforderungen zu stellen. Abfälle 
im Sinne von Satz 1 werden von der Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmt. 

(7) Der Abfallerzeuger hat bei der Herstellung von Produk- 
ten und beim Anfall von Abfällen im Sinne von § 2 Abs. 6 den 
Nachweis zu erbringen, daß die Entstehung von Abfällen nach 
dem Stand der Technik unvermeidbar und eine Wiederverwer- 
tung oder schadlose Beseitigung sichergestellt ist. Bei der 
Genehmigung von Neuanlagen oder Erweiterung von beste- 
henden Anlagen wird eine Abfallverträghchkeitsprüfung im 
Sinne von Satz 1 als Genehmigungskriterium eingeführt. An- 
lagen im Sinne von Satz 2 werden durch Rechtsverordnung 
vom Bundesminister des Innern bestimmt. " 

Begründung 

Um die Prioritäten der Abfallwirtschaftspohtik deuthch zu 
machen, ist eine klare Definition des Begriffs Abfallbeseitigung 
und der Zielhierarchie: Vermeidung, Verwertung und Beseiti- 
gung erforderhch: Dabei zählt die Müllverbrennung, die Stoffe 
nicht verwertet, sondern durch Verbrennung vernichtet, zur 
Abfallbeseitigung und ist somit der stofflichen Verwertung 
nachrangig. 

Um den Übergang zur Abfallwirtschaft zu beschleunigen und 
die Regelungen möghchst flexibel und praxisnah zu machen, 
ist es notwendig, den Ländern die Möglichkeit einzuräumen, 
weitergehende Vorschriften zur Abfallvermeidung und Abfall- 
verwertung zu erlassen. 

Wichtiges Kriterium für eine umweltverträghche Produktion ist 
die Forderung nach Anwendung abfallarmer Technologien. 
Um diese Tendenz zu fördern, sollte bei der Genehmigung von 
Neuanlagen oder Erweiterung bestehender Anlagen eine 
Abfallverträghchkeitsprüfung eingeführt werden. 


4. Artikel 1 § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz la wird eingefügt: 

„(la) Altölen dürfen keine Fremdstoffe beigefügt werden. 
Bei Verstößen gegen Satz 1 muß der hierfür Verantworthche 
die Gesamtmenge nach den Vorschriften des Abfallbeseiti- 
gungsgesetzes beseitigen. " 
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b) In Absatz wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„In diesem Fall darf der Anteü an Fremdstoffen bei PCB 20 
ppm, ab 1. Januar 1988 10 ppm sowie bei sonstigen halo- 
genierten Kohlenwasserstoffen 0,2 Gewichtsprozente, ab 
1. Januar 1988 0,1 Gewichtsprozente lücht übersteigen. 

Begründung 

Wenn der Altölkreislauf, d.h. die Aufarbeitung der Altöle zu 
Zweitraffinaten, erhalten bleiben soll, so muß die Verunreini- 
gung der Altöle verhindert und der zulässige Fremdstoffanteil 
drastisch reduziert werden. Dazu dient das Beimischungs- 
verbot. 

Die höchstzulässigen Fremdstoffanteüe an polychlorierten 
Biphenylen (PCB) sowie sonstigen halogenierten Kohlenwas- 
serstoffen sollten wegen ihrer Bedeutung in den Gesetzestext 
selbst aufgenommen werden. Festlegungen für weitere Stoff- 
gruppen können in Rechtsverordnungen getroffen werden. 

5. In Artikel 1 § 11 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(la) Die Entwicklung des Abfallaufkommens und der 
Abfallwirtschaft, insbesondere deren Übereinstimmung mit 
den in § 2 definierten Zielen, ist durch eine Abfallstatistik zu 
überwachen. Um die Abfallströme am Entstehungsort zu erfas- 
sen, wird eine Meldepflicht für Betriebe und öffenüiche Ein- 
richtungen eingeführt, bei denen Abfälle im Sinne von § 2 Abs. 
2 anfallen. Die Besitzer solcher Abfälle haben der zuständigen 
Behörde über Art, Menge, Zusammensetzung und weitere 
Behandlung dieser Abfälle zu berichten. " 

Begründung 

Nur durch genaue Definition der Abfallarten und durch stati- 
stische Erfassung dar Abfallströme ist es möghch, das Abfall- 
aufkommen besser als seither zu kontroUieren und festzustel- 
len, wie sich die Abfallwirtschaft weiterentwickelt. Eine Erfas- 
simg der Abfallströme am Entstehungsort über eine Melde- 
pflicht sollte vorerst auf die Sonderabfälle beschränkt bleiben, 
da sich hier in der Vergangenheit die größten Probleme erge- 
ben haben. In der öffenüichen Anhörung vom 30. September 
1985 vor dem Innenausschuß des Deutschen Bimdestages hat 
selbst der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) die 
Forderung nach einer Erfassung der Abfallströme am Ort des 
Entstehens befürwortet. 

Das Gesetz über Umweltstatistiken ist entsprechend zu ändern. 

6. Artikel 1 § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Vertreiber, Hersteller und Importeure bestimmter 
Erzeugnisse verpflichtet sind, diese nur bei Nachweis 
einer Rückgabemöghchkeit und Erhebung eines Pfan- 
des in Verkehr zu bringen (Rücknahme und Pfand- 
pflicht),". 
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b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Verminderung des Abfallaufkommens, zur 
Erleichterung der Abfallverwertung und zur Vermeidung 
schädhcher Umwelteinwirkungen durch Abfallbeseitigung 
bestimmt die Bundesregierung nach Anhörung beteüigter 
Kreise mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung, daß 

1. bestimmte Erzeugnisse, insbesondere Verpacktmgen und 
Behältnisse, in bestimmter Weise zu kennzeichnen sind; 
insbesondere sind Einweg- und Mehrwegverpackungen 
als solche zu kennzeichnen, 

2. bestimmte Verpackungen, Behältnisse und Gebinde 

a) nur bei Wiederverwendbarkeit und bei Verpflichtung 
zur Rücknahme nach Gebrauch sowie Erhebung eines 
Pfandes in Verkehr gebracht werden dürfen; 

b) nur in einheitlicher und normierter Form in Verkehr 
gebracht werden dürfen, 

3. bestimmte Erzeugnisse, insbesondere Verpackungen und 
Behältnisse, nur in bestimmter, die Abfallbeseitigung 
spürbar entlastender Weise, insbesondere in einer die 
mehrfache Verwendung oder die Verwertung erleich- 
ternder Form in Verkehr gebracht werden dürfen, 

4. bestimmte Erzeugnisse in Ladengeschäften des Einzel- 
handels auch in Verpackungen und Behältnissen ange- 
boten werden müssen, die zurückgenommen und wieder- 
befüllt werden können; hierbei kann vorgeschrieben wer- 
den, in welcher Menge diese Erzeugnisse mindestens zu 
bevorraten und anzubieten sind, 

5. bestimmte Verpackungsmateriahen, die die Umwelt im 
besonderem Maße belasten oder bei deren Beseitigung 
besondere Belastungen und Gefahren für die Umwelt 
entstehen und die heute bereits durch umweltverträg- 
hche Stoffe ersetzt werden können, verboten werden. " 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Soweit es für die betroffenen Unternehmen unter 
Berücksichtigung des Wohls der Allgemeinheit erforderhch 
ist, dürfen Beschränkungen und Verbote sowie Rücknahme- 
pflichten nach den Absätzen 1 imd 2 erst nach einer ange- 
messenen Übergangsfrist in Kraft treten." 


Begründung 
Zu Absatz 1 Nr. 3 

Die Rücknahmepflicht für schadstoffhaltige Abfälle zur Entgif- 
tung des Haus- und GewerbemüUs kann sich nicht nur auf die 
Vertreiber beschränken; vielmehr müssen auch Produzenten 
imd Importeure mit in Anspruch genommen werden. 
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Zu Absatz 2 

Im Bereich der Abfallmengenreduziemng, besonders auf dem 
Getränkesektor, haben sich freiwillige Vereinbarungen mit der 
Industrie, die ausschließhch auf den guten Willen der Beteüig- 
ten angewiesen sind, bereits in der Vergangenheit als unwirk- 
sam erwiesen. Der Anteil der Einwegbehältnisse ist drastisch 
gestiegen, der Mehrweganteil um ein Prozent pro Jahr gesun- 
ken. Schwindender Deponieraum und wachsende Müllawinen 
machen ein unverzügliches Handeln erforderlich. Deshalb 
sollte das komphzierte Verfahren nach Satz 1 und 2, das einen 
erhebhchen Zeit- und Bürokratieaufwand erfordern würde, 
entfallen, wie dies auch die kommunalen Spitzenverbände 
fordern. 

Um dem Kunden eine echte Chance einzuräumen, sich beim 
Kauf für Abfallvermeidung entscheiden zu können, müssen 
Ein- und Mehrwegbehältnisse als solche eindeutig gekenn- 
zeichnet werden. 

Mit der Vorschrift Nummer 4 wird die Bundesregierung in die 
Lage versetzt, bestimmten Ladenketten vorschreiben zu kön- 
nen, ihre Waren nicht nur in Einweg-, sondern auch in Mehr- 
wegbehältnissen anzubieten. Nur wenn diese Voraussetzung 
erfüllt ist, erhält der Bürger eine echte Auswahlmögüchkeit 
und kann sich im Sinne eines umweltfreundlichen Verhaltens 
entscheiden. Diese Verordnungsermächtigung ist angesichts 
des umfangreichen Sortiments in bestimmten Ladenketten eine 
sinnvolle Ergänzung der Verordnungsermächtigungen in § 14 
Abs. 2 Nr. 1 bis 5. 

7. In Artikel 1 wird folgender § 14 a eingefügt: 

.§ 14a 
Abgaben 

(1) Die Bupdesregiemng bestimmt nach Anhörung beteilig- 
ter Kreise mit Zustimmung* des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung, daß 

1. auf Erzeugnisse, die besonders toxische Stoffe enthalten, 
oder durch deren Beseitigung besonders toxische Stoffe ent- 
stehen, eine nach Art und Umfang des Gefährdungspoten- 
tials gestaffelte Schadstoffabgabe erhoben wird, 

2. auf Einwegbehälter im Sinne des § 14 Abs. 2 für Bier und 
Erfrischungsgetränke eine Einwegabgabe erhoben wird, die 
nach der Umweltverträghchkeit der verwendeten Ver- 
packungsmaterialien gestaffelt ist. 

(2) Das Aufkommen aus der Schadstoffabgabe wird unter 
anderem zur Finanzierung eines Fonds zur Altlastensanierung 
(analog dem amerikanischen Superfound) und zur Förderung 
der Verwertung dienen. " 

Begründung 

Mit der Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes müssen 
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auch die Weichen dafür gestellt werden, daß der Anteil schad- 
stoffhaltiger Abfälle und das Abfallaufkommen aus Verpak- 
kungen nicht mehr steigt, sondern gesenkt wird. Abgaben- 
lösungen sind geeignete Instrumente, um diese Ziele schneller 
und effektiver zu erreichen. 

Zu Absatz 1 

Da durch schadstoffhaltige Produkte die Umwelt auf den ver- 
schiedenen Emissionspfaden - Wasser, Boden, Luft - stetig und 
dauerhaft belastet wird, was oft (z. B. durch Anreicherungsvor- 
gänge) zu erst spät erkennbaren Schäden und zu kostspiehgen 
Sanierungsmaßnahmen führt (Altlastproblem), für die die 
Allgemeinheit aufkommen muß, ist auf die oben genannten 
Problemstoffe und Produkte bzw. Produktionen eine 
Schadstoffabgabe zu erheben. 

Zu Absatz 2 

Nach Auswertung internationaler Erfahrungen mit Versuchen 
zur Stabüisierung des Mehrwegsystems hat das Umweltbun- 
desamt in einer Studie vom Dezember 1985 festgestellt, daß 
freiwülige Vereinbarungen und Pfandregelungen auf die 
Dauer ungeeignet sind, das Mehrwegsystem zu stabihsieren. 

Die Studie zieht aus der Wirkung der Maßnahmen in den 
einzelnen Ländern zwei Schlußfolgeruungen: 

— „Maßnahmen zur Stützung des Mehrwegsystems sind nur 
erfolgreich, wenn sie rechtzeitig erfolgen, d.h. wenn das 
Mehrwegsystem in hinreichendem Umfang noch am Markt 
vorhanden ist. " 

— „Maßnahmen zur Stützung des Mehrwegsystems müssen 
hinreichend drastisch sein. " 

Der Trend zu Einwegverpackungen ist nicht gebremst, sondern 
steigt weiter an. Da sich freiwilhge Absprachen mit der Indu- 
strie in diesem Bereich in der Vergangenheit als untaugliches 
Mittel erwiesen haben, bleibt nur eine Abgabenlösung übrig, 
um diesem Trend entgegenzuwirken. 

Bonn, den 17. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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